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(Nr. 10218.) Geſetz, betreffend das Ruhegehalt der Organiſten, Kantoren und Küſter und 
die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen in der evangeliſchen Landeskirche der 
älteren Provinzen. Vom 7. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen, was folgt: 


Artikel 1. 
Die Vertretung und Verwaltung des durch das anliegende Kirchengeſetz 


begründeten landeskirchlichen Fonds für Organiſten, Kantoren und Küſter regelt 


ſich nach Artikel 19 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 Geſetz-Samml. S. 125) 
beziehungsweiſe $$. 22, 23, 34 des anliegenden Kirchengeſetzes. 


Artikel 2. 
Gegen die Entſcheidung des Evangelifchen Oberkirchenraths über die nach 
§§. 27, 30, 31, 36 und 38 des anliegenden Kirchengeſetzes zu leiſtenden Bei— 
träge findet der Rechtsweg nicht ſtatt. 


Artikel 3. 
Die Beiträge der Organiſten, Kantoren und Küſter ſowie die Beiträge 
der Kirchengemeinden können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 


Artikel 4. 

Der in dem anliegenden Kirchengeſetze gewährte Anſpruch auf Ruhegehalt 
oder auf Wittwen⸗ und Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung nur inſoweit 
abgetreten, verpfändet oder ſonſt übertragen werden, als derſelbe der Pfändung 
unterliegt. 
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Artikel 5. 

Gegen einen auf Grund des Y. 36 Abſ. 3 des anliegenden Kirchengeſetzes 
gefaßten Beſchluß der Kirchengemeinde ſteht dem Bezugsberechtigten der Rechtsweg 
wider die Kirchengemeinde offen. Die Klage muß bei Verluſt des Klagerechts 
innerhalb 6 Monaten nach Zuſtellung des Beſchluſſes der Kirchengemeinde er- 
hoben werden. 

Artikel 6, 

Der Zeitpunkt, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch König⸗ 
liche Verordnung beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. b : 

Gegeben Kiel, den 7. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Summerftein. 
Schön ſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


377280, 


Anlage. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 


das Ruhegehalt der Organiſten, Kantoren und Küſter und die Fürſorge 
für ihre Hinterbliebenen. 
Vom 7. Juli 1900. 


; 95 : tat 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Generalſynode für die evangeliſche Landeskirche 
der älteren Provinzen, was folgt: 
| F. 1. 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden Anwendung auf die als Organiſten, 


Kantoren und Küſter im Dienſte einer Kirchengemeinde feft angeſtellten Beamten, 


deren kirchliches Amt mit einem Schulamte nicht vereinigt iſt, wenn ſie in dem 
kirchlichen Amte ihre hauptſächliche Beſchäftigung finden und mit demſelben ein 
Dienſteinkommen von mindeſtens 900 Mark verbunden ift (F. 4). f 

Die Entſcheidung darüber, ob der Organiſt, Kantor oder Küſter in dem 
Kirchenamte feine haupkſächliche Beſchäftigung findet, ſteht lediglich der kirchlichen 
Aufſichtsbehörde zu. J 

Das Konſiſtorium kann anordnen, daß dieſes Geſetz auch auf eine Orga- 
niſten⸗ und Kantorenſtelle Anwendung findet, in welcher der Kirchenbeamte nicht 
ſeine hauptſächliche Beſchäftigung findet, oder mit welcher ein Dienſteinkommen 
von weniger als 900 Mark verbunden iſt, wenn die Verwaltung des Amtes eine 
beſondere künſtleriſche Vorbildung vorausſetzt. 


J. Beſtimmungen über die Gewährung von Ruhegehalt. 

$.12. 

Die im F. 1 bezeichneten Kirchenbeamten erhalten ein lebenslängliches Ruhe⸗ 
gehalt, wenn ſie nach einer Dienſtzeit von mindeſtens zehn Jahren in Folge 
körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ihrer körperlichen oder geiſtigen 
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Kräfte zur Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig ſind und deshalb in 
den Ruheſtand verſetzt werden. 

Iſt die Dienſtunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder 
ſonſtigen Beſchädigung, welche der Kirchenbeamte bei Ausübung des Dienſtes oder 
aus Veranlaſſung desſelben ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen hat, ſo tritt 
die Ruhegehaltsberechtigung auch bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit ein. 

Den Kirchenbeamten, welche, abgeſehen von dem Falle des vorgehenden 
Abſatzes, vor Vollendung des zehnten Dienſtjahrs dienſtunfähig und deshalb in 
den Ruheſtand verſetzt werden, kann von dem Konſiſtorium bei vorhandener Be— 
dürftigkeit ein Ruhegehalt entweder auf beſtimmte Zeit oder lebenslänglich be— 
willigt werden. 

Die feſte Anſtellung der im F. 1 bezeichneten Kirchenbeamten unterliegt der 
Genehmigung der kirchlichen Aufſichtsbehörde. 

Die Anſtellung auf Kündigung (Probe, Widerruf) darf nicht länger als 
zwei Jahre dauern. Mit Ablauf dieſes Zeitraums wird die Anſtellung eine 
endgültige, falls die aufſichtliche Genehmigung hierzu ertheilt wird. Anderenfalls 
iſt der Kirchenbeamte aus der Stelle entlaſſen. 


K. 3. | 

Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach voll- 
endetem zehnten, jedoch vor vollendeten elften Dienſtjahre erfolgt, 3¼, und ſteigt 
von da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahr um o bis zum Höchſt— 
betrage von “fo des nach F. 4 anrechnungsfähigen Dienſteinkommens. 

Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht über 1500 Mark und nicht 
unter 400 Mark betragen. 

In dem F. 2 Abſ. 2 erwähnten Falle beträgt das Ruhegehalt /, in 
dem Falle des F. 2 Abſ. 3 höchſtens o des Dienſteinkommens. 

In dem Falle des §. 11 Abſ. 2 des Kirchengeſetzes, betreffend die Dienſt— 
vergehen der Kirchenbeamten, vom 16. Juli 1886 (Kirchliches Geſetz- und Ber- 
ordnungsblatt S. 81) darf das bewilligte Ruhegehalt die Hälfte der Theilſätze 
des Abſ. 1 und den Betrag von 600 Mark nicht überſteigen. 

Ueberſchießende Theile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


§. 4. ; 

Der Berechnung des Ruhegehalts wird das von dem Kirchenbeamten zu— 
letzt bezogene, mit der Stelle mit Genehmigung oder nach Feſtſetzung des Kon— 
ſiſtoriums dauernd verbundene Dienſteinkommen an Geld, an freier Wohnung 
beziehungsweiſe Miethsentſchädigung ſowie an Naturalien und Erträgen von 
Dienſtländereien zu Grunde gelegt. 

Der Werth der freien Wohnung iſt mit zehn Prozent des ſonſtigen Dienſt— 
einkommens in Anrechnung zu bringen. Der Werth der Geldbezüge, welche 
ihrem Betrage nach ſchwankend ſind, ferner der Naturalien und Erträge der 
Dienſtländereien wird mit dem mit Genehmigung des Konfiftoriums feſtgeſetzten 
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Betrag und in Ermangelung eines ſolchen nach Feſtſetzung des Konſiſtoriums in 
Anrechnung gebracht. 

Im Falle der gleichzeitigen feſten Anſtellung in mehreren der im §. 1 
bezeichneten Kirchenämtern derſelben Kirchengemeinde, oder mehrerer unter einem 
gemeinſchaftlichen Pfarramte verbundener Kirchengemeinden wird das Ruhegehalt 
nach dem Geſammtdienſteinkommen dieſer Aemter und nach dem Höchſtbetrage 
der in einem derſelben zurückgelegten anrechnungsfähigen Dienſtzeit bemeſſen. 


en. 

Für die Berechnung der Dienſtzeit kommt in Anrechnung die geſammte 
Zeit, in welcher der Kirchenbeamte nach vollendetem 25. Lebensjahr im Dienſte 
einer der Landeskirche angehörigen Kirchengemeinde, oder im Dienſte einer 
Kirchenbehörde, eines Synodalverbandes oder einer Anſtalt der Landeskirche an— 
geſtellt geweſen iſt. 

$. 6. 

Mit Genehmigung des Konſiſtoriums kann ſeitens der Kirchengemeinde die 
Dienſtzeit angerechnet werden, während welcher der Kirchenbeamte nach vollendetem 
25. Lebensjahr im Dienſte des Reichs, des Staates oder einer öffentlichen Schule 
im Gebiete des Staates, oder im Dienſte der innerhalb der Landeskirche mit 
Korporationsrechten verſehenen Anſtalten und Vereine der äußeren oder inneren 
Miſſion geſtanden hat. 

N 

Die Kirchengemeinden können beſchließen, daß der Dienftzeit die Zeit des 
aktiven Militärdienſtes nach vollendetem 25. Lebensjahre zugerechnet werde. 

Wird dieſe Anrechnung erſt nach Ablauf von ſechs Monaten ſeit dem 
Beginne der feſten Anſtellung beſchloſſen, fo bedarf der Beſchluß der Genehmi⸗ 
gung des Konſiſtoriums. 

ler. 

Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Antrage 
des Kirchenbeamten auf Verſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben iſt, erfolgt 
durch das Konſiſtorium. 

9 

Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf Antrag oder mit 
ausdrücklicher Zuſtimmung des Kirchenbeamten ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt 
wird, mit dem Ablaufe desjenigen Kalendervierteljahrs ein, welches auf dasjenige 
folgt, in welchem demſelben die Entſcheidung des Konſiſtoriums über ſeine Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand und die Höhe des ihm etwa zuſtehenden Ruhegehalts 
zugeſtellt worden iſt. 

$. 10. 

Das Recht auf den Bezug des geſetzlichen Ruhegehalts erliſcht, wenn dem 
Emeritus ſtrafrechtlich die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt ſind; dasſelbe ruht, 
wenn der Emeritus A : 

1. die deutſche Reichsangehörigkeit verliert, bis zur etwaigen Wieder 

erlangung derſelben, 
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2. in Folge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen Amte ein Dienſt— 
einkommen bezieht, ſoweit der Betrag desſelben zuſammen mit dem 
Ruhegehalte das zuletzt bezogene Dienſteinkommen überſteigt. 


F. 11. 


Ein emeritirter Kirchenbeamter, welcher in eine an ſich zu einem Ruhe⸗ 
gehalte berechtigende Stellung im Dienſte einer Kirchengemeinde wieder ein— 
getreten iſt, erwirbt für den Fall des Zurücktretens in den Ruheſtand den An— 
ſpruch auf Gewährung eines neuen Ruhegehalts nur dann, wenn die neue 
Dienſtzeit mindeſtens ein Jahr betragen hat. 

Bei der Emeritirung aus der neuen Stelle iſt dem Emeriten ein Ruhe⸗ 
gehalt von ¼ p feines neuen Dienſteinkommens für jedes nach der früheren 
Emeritirung zurückgelegte Dienſtjahr zu gewähren. 

Inſoweit der Betrag des neuen Ruhegehalts und eines auf Grund dieſes 
Geſetzes früher bewilligten Ruhegehalts zuſammen ¼ des höchſten Dienftein- 
kommens, von welchem eines dieſer Ruhegehälter berechnet iſt, oder den Höchſt⸗ 
betrag von 1500 Mark überſteigen würde, fällt das Recht auf den Bezug des 
früher bewilligten Ruhegehalts hinweg. 


§ 12 a 


Hinterläßt ein auf Grund dieſes Geſetzes emeritirter Kirchenbeamter eine 
Wittwe oder eheliche Nachkommen, ſo gebührt den Hinterbliebenen das Ruhe— 
gehalt des Verſtorbenen noch für den auf den Sterbemonat folgenden Monat. 

Sind Perſonen, welchen das Gnadengehalt gebührt, nicht vorhanden, fo 
kann das Konſiſtorium die Zahlung desſelben auch dann anordnen, wenn der 
Verſtorbene Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder in Bedürftig— 
keit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten 
Krankheit und der Beerdigung zu decken. 


II. Beſtimmungen über die Fürſorge für die Hinterbliebenen. 
$. 8. 


Die Wittwen und die hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen 
Kinder der im §. 1 benannten Kirchenbeamten, welchen nach Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes auf Grund der darin enthaltenen Beſtimmungen bei Verſetzung in den 
Ruheſtand der Anſpruch auf ein Ruhegehalt zuſtehen würde, oder welche zur 
Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt beziehen, erhalten nach Ablauf der Gnaden— 
zeit (F. 12) ein Wittwen- und Waiſengeld. 

In dem Falle des §. 2 Abſ. 3 wird ein Wittwen- und Waiſengeld nicht 
gewährt. | 
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K 10 
Das Wittwengeld beſteht in dem dritten Theile des Ruhegehalts, zu welchem 
der verſtorbene Kirchenbeamte berechtigt geweſen iſt oder berechtigt geweſen wäre, 
wenn er am Todestag in den Ruheſtand verſetzt geweſen ſein würde. 
Das Wittwengeld ſoll mindeſtens 150 Mark betragen. 


$. 15. 

War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, fo wird 
das nach Maßgabe des F. 14 berechnete Wittwengeld für jedes angefangene Jahr 
des Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um ¼ gekürzt. 

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird für jedes angefangene Jahr ihrer 
weiteren Dauer dem gekürzten Betrag ½% des nach Maßgabe des F. 14 zu be 
rechnenden Wittwengeldes ſolange hinzugeſetzt, bis der volle Betrag wieder er— 
reicht iſt. 

§. 16. 

Keinen Anſpruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Kirchenbeamten innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben abge— 
ſchloſſen war und das Konſiſtorium durch einen nach Anhörung des Gemeinde— 
kirchenraths (Presbyteriums) zu faſſenden Beſchluß die Ueberzeugung ausſpricht, 
daß die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Wittwe den Bezug des 
Wittwengeldes zu verſchaffen. 

§. 17 
Das Waiſengeld beträgt für jedes Kind 100 Mark. 


§. 18. 

Der Geſammtbetrag des mehreren Waiſen zu zahlenden Waiſengeldes darf 
400 Mark nicht überſteigen. 

Bei Anwendung dieſer Beſchränkung wird das Waiſengeld verhältniß— 
mäßig gekürzt. 

19 

Weder die Waiſengelder, noch das Wittwen- und Waiſengeld zuſammen 
dürfen den Betrag der Penſion überſteigen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt 
geweſen iſt oder berechtigt geweſen ſein würde, wenn er am Tage des Todes in 
den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 

Bei dem Ausſcheiden eines Wittwen- und Waiſengeldberechtigten erhöht 
fih das Wittwen⸗ oder Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von dem 
nächſtfolgenden Kalendervierteljahr an inſoweit, als ſie ſich noch nicht im vollen 
Genuſſe der ihnen gebührenden Beträge befinden. 

Keinen Anſpruch auf Wittwen- und Waiſengeld haben die Wittwe und 
die hinterbliebenen Kinder eines Kirchenbeamten aus einer Ehe, welche erſt nach 
deſſen Verſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 
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F. 20. 
Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waiſengeldes erliſcht 
I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 
1. in welchem er ſich verheirathet oder ſtirbt, - 
2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels nach 
Anhörung des Gemeindekirchenraths (Presbyteriums) der Kirchen— 
gemeinde durch das Konſiſtorium entzogen wird, bei nachhaltiger 
Beſſerung darf der entzogene Anſpruch auf Antrag des Gemeinde— 
kirchenraths (Presbyteriums) durch das Konſiſtorium wieder ver- 
liehen werden; 
II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie 
das 18. Lebensjahr vollendet. 


III. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen über die Gewährung von Ruhe⸗ 
gehalt und die Fürſorge für die Hinterbliebenen. 
SRG: 

Die Verpflichtung zur Zahlung des Ruhegehalts und des Gnadengeldes 
ſowie des Wittwen- und Waiſengeldes auf Grund dieſes Geſetzes liegt dem für 
den Bereich der Landeskirche zu bildenden landeskirchlichen Fonds für Organiſten, 
Kantoren und Küſter ob. 

f 8 22. e 

Die Verwaltung des Fonds erfolgt durch den Evangeliſchen Oberkirchenrath. 
Die Provinzialkonſiſtorien führen nach näherer Anweiſung des Evangeliſchen 
Oberkirchenraths ($. 40) die Geſchäfte des Fonds für ihren Amtsbereich unter 
geordneter Beihülfe der ſonſtigen kirchlichen Organe. 


$. 23. | 
Die Intereſſen des Fonds find von einem Kaſſenanwalt zu vertreten. 
Die Ernennung desſelben und die Feſtſetzung der von dem Fonds ihm zu ge— 
währenden Vergütung erfolgt durch den Evangeliſchen Oberkirchenrath. 


F. 24. 

Der Kaſſenanwalt hat die Intereſſen des Fonds, auch abgeſehen von den 
Fällen des §. 34, nach näherer Anweiſung der vom Evangeliſchen Oberkirchenrathe 
zu erlaſſenden Inſtruktion (§. 40) wahrzunehmen. 

Von den zur Prüfung der Entſcheidungen erforderlichen Unterlagen ift 
ihm Kenntniß zu geben. Er iſt befugt, die Entſcheidungen binnen zwei Wochen 
nach Zuſtellung zu beanſtanden und, ſoweit er mit den gezogenen Erinnerungen 
nicht durchdringt, dieſelben binnen weiteren zwei Wochen nach Empfang der ab— 
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lehnenden Entſcheidung durch Beſchwerde bei dem Evangeliſchen Oberkirchenrathe 
zu verfolgen. 
ul 25 

Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf 
des Fonds nach dem Stande der ihm am 1. Oktober des Vorjahrs obliegenden 
Verpflichtungen unter Hinzuziehung der vorausſichtlichen Verwaltungskoſten berechnet. 

Einen etwaigen Mehrbedarf ift der Evangeliſche Oberkirchenrath aus einem 
landeskirchlichen Fonds gegen eine Verzinſung von 3 Prozent vorſchußweiſe zu 
decken ermächtigt. 
F. 26. 
Die Einnahmen des Fonds beſtehen aus f 
de 10 Beiträgen der ruhegehaltsberechtigten Organiſten, Kantoren und 

tufter, 

2. den Zinſen der Ueberſchußabgaben der Kirchenkaſſen, 
3. den Beiträgen der verpflichteten Kirchengemeinden. 


$. 27. 

Von jedem gemäß F. 1 Rechte auf Ruhegehalt gewährenden Amte eines 
Organiſten, Kantors oder Küſters iſt nach Höhe des Dienſteinkommens ($. 4) 
ein jährlicher Beitrag zu dem landeskirchlichen Fonds für Organiſten, Kantoren 
und Küſter zu leiſten. Derſelbe wird, wenn das Einkommen unter 1600 Mark 
beträgt, auf 1,5 Prozent, wenn es höher ift, aber unter 2400 Mark bleibt, auf 
2 Prozent, und bei noch höherem Einkommen auf 2,5 Prozent des durch 20 
theilbaren Geſammtbetrags feſtgeſetzt. 

In Vakanzfällen hat der Gemeindekirchenrath (Presbyterium) für die 
Zahlung Sorge zu tragen. 

Der Beitrag iſt für die unterſte Stufe für jedes Kalenderjahr, für die 
übrigen Stufen für jedes Kalenderhalbjahr am erſten Tage desſelben fällig und 
jedesmal von demjenigen, welcher in jenem Zeitpunkte das Dienſteinkommen be- 
zieht, portofrei einzuzahlen. 

Organiſten, Kantoren und Küſter, welche bei dem künftigen Eintritt in ein 
nach $. 1 Rechte auf Ruhegehalt gewährendes Amt bereits eine für die Berech⸗ 
nung ihres künftigen Dienſtalters in Betracht kommende Dienſtzeit haben (§§. 5 
bis 7), ſind verpflichtet, den Betrag für die geſammte anzurechnende Dienſtzeit, 
berechnet nach der Höhe ihres laufenden Beitrags, jedoch höchſtens bis zum 
dreißigfachen Betrage desſelben, nachzuzahlen. Die Nachzahlung geſchieht, wenn 
nicht das Konſiſtorium ausnahmsweiſe Ausſtand gewährt, in der Art, daß neben 
dem laufenden Beitrage und in gleicher Weiſe, wie dieſer, mindeſtens der gleiche 
Betrag desſelben entrichtet wird. 

Die zur Zeit der Emeritirung oder des Todesfalls etwa noch nicht ge⸗ 
leiſteten Nachzahlungen werden nach Srmeffen des Konſiſtoriums Daar oder durch 
Verrechnung auf die aus dem Fonds zu leiſtenden Bezüge eingezogen. 
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| $. 28. 

_  Kirchenfaffen, deren etatsmäßige Solleinnahme die etatsmäßige Sollaus⸗ 
gabe um mehr als ein Drittel der Letzteren und wenigſtens um 300 Mark 
jährlich überſteigt, haben ſechs Monate nach dem Schluſſe jedes Rechnungsjahrs 
zehn Prozent des jährlichen Ueberſchuſſes der Solleinnahme an den landeskirchlichen 
Fonds für Organiſten, Kantoren und Küſter abzugeben. 

Dieſe Beſtimmung gilt nur für ſechs auf einander folgende Jahre. 

Das Konſiſtorium erläßt die zur Sicherung regelmäßiger Leiſtung dieſer 
Abgabe geeigneten Anweiſungen und trifft thunlichſt auf die jedesmalige Vor- 
anſchlagszeit der Kirchenkaſſe die erforderliche Feſtſetzung der im einzelnen Falle 
abzugebenden Beträge. 

29. 

Soweit die Einnahmen aus den Beiträgen der Organiſten, Kantoren und 
Küſter (F. 27) und aus den Zinſen der Ueberſchußabgaben (F. 28) nicht aus⸗ 
reichen, iſt der Bedarf von denjenigen Kirchengemeinden zu decken, in welchen 
ruhegehaltsberechtigte Organiſten-, Kantoren- und Küſterſtellen vorhanden ſind. 


$. 30. 

Zur Aufbringung der Beiträge der Kirchengemeinden iſt unbeſchadet des 
Dienſteinkommens des Organiſten, Kantors oder Küſters ein etwaiges über das⸗ 
ſelbe hinausgehendes Stelleneinkommen in erſter Linie heranzuziehen. Das Dienſt— 
einkommen der Kirchenbeamten ſelbſt darf hierzu nur mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums in Anſpruch genommen werden. Soweit hiernach die Beiträge 
nicht gedeckt werden können, ſind die Bezüge aus den Kirchenkaſſen, ſoweit dieſe 
dazu bei Berückſichtigung ihrer übrigen Verpflichtungen im Stande ſind, ſonſt 
durch Gemeindeumlagen zu beſtreiten. Die Beiträge haben die Natur noth⸗ 
wendiger kirchlicher Aufwendungen. 

$. 31. 5 

Den Maßſtab für die Vertheilung des Bedarfs auf die Kirchengemeinden 
bildet die Jahresſumme des ruhegehaltsberechtigten Dienſteinkommens ($. 4) der 
Organiſten, Kantoren und Küſter am 1. Oktober des Vorjahrs. Die für jede 
Kirchengemeinde ſich ergebende Geſammtſumme wird nach unten auf Hunderte 
von Mark abgerundet. 

Der Vertheilungsplan wird von dem Evangeliſchen Oberkirchenrathe feſt— 
geſtellt und in den kirchlichen Amtsblättern bekannt gemacht. 


8.32 . 
Die in dem Vertheilungsplane feſtgeſetzten Beiträge werden von den Kirchen— 
gemeinden in jährlichen Vorauszahlungen eingezogen. 
Nachträgliche Aenderungen des Vertheilungsplans werden bei der nächſten 
Vertheilung berückſichtigt. 


„ PA 


Ueberſchüſſe und Fehlbeträge eines Rechnungsjahrs ſind bei der Bemeſſung 
des Bedarfs für die auf den Jahresabſchluß folgenden Jahre in Abgang und 
Zugang zu bringen. a 

ran 

Die Entſcheidung darüber, ob und welches Ruhegehalt den Kirchenbeamten 
bei der Verſetzung in den Ruheſtand ſowie darüber, ob und welches Gnaden— 
beziehungsweiſe Wittwen- und Waiſengeld nach ihrem Tode den Hinterbliebenen 
auf Grund dieſes Geſetzes zuſteht, erfolgt durch das Konſiſtorium. 


§. 34. 
Gegen dieſe Entſcheidung ſteht, abgeſehen von den Fällen des F. 2 bf. 3, 
. 3 Abſ. 4 und §. 12 Abſ. 2 dem Kirchenbeamten beziehungsweiſe deffen Hinter- 
bliebenen ſowie der Kirchengemeinde die Beſchreitung des Rechtswegs offen. Die 
Klage iſt gegen den Fonds, vertreten durch den Kaſſenanwalt, zu richten; dieſelbe 
muß bei Verluſt des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten nach Zuſtellung der 
Entſcheidung des Konſiſtoriums erhoben werden. 

Bis zur endgültigen Erledigung der Klage ift das Ruhegehalt beziehungs- 
weiſe das Gnaden⸗, Wittwen- und Waiſengeld nach Maßgabe der Feſtſetzung 
des Konſiſtoriums an die Bezugsberechtigten vorſchußweiſe zu zahlen. 

Bei der richterlichen Beurtheilung ſind die auf Grund dieſes Geſetzes er— 
folgten Feſtſetzungen über das Dienſteinkommen der Stelle und die Dienſtzeit zu 
Grunde zu legen. 

Die Zahlung der Bezüge erfolgt vierteljährlich im Voraus. Der Anſpruch 
auf Leiſtung des einzelnen Theilbetrags erliſcht, wenn derſelbe während vier 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in welchem der Theilbetrag fällig ge— 
worden iſt, nicht abgehoben iſt. 

An wen die Zahlung zu erfolgen hat, beſtimmt das Konſiſtorium. 


IV. Uebergangsbeſtimmungen. 
§. 36. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes in einem Kirchenamte mit oder ohne Genehmigung der kirchlichen 
Aufſichtsbehörde feſt angeſtellten Organiſten, Kantoren und Küſter nur dann 
Anwendung, wenn ſie dies innerhalb ſechs Monaten nach dieſem Zeitpunkte be⸗ 
antragen und dabei gemäß F. 27 zur Uebernahme von Nachzahlungen für eine 
frühere Dienſtzeit ſich verpflichten. 

Innerhalb derſelben Friſt haben ſie mit Zuſtimmung des Gemeindekirchen— 
raths (Presbyteriums) die Genehmigung zur Anrechnung einer nach F. 6 an- 
rechnungsfähigen Dienſtzeit nachzuſuchen und — unbeſchadet der Beſtimmung 
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des $.7 Abſ. 2 — die Anrechnung einer nach §. 7 anrechnungsfähigen Dienſtzeit 
zu beantragen. 

Steht auf Grund beſonderen Rechtstitels dem Kirchenbeamten ein Anſpruch 
auf Penſion und feinen Hinterbliebenen ein Anſpruch auf Wittwen- oder 
Waiſengeld gegenüber der Kirchengemeinde zu, ſo kann dieſelbe in den Fällen 
des Abſ. 1 und 2 innerhalb der Friſt des Abſ. 1 beſchließen, daß jene Bezüge 
auf die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu gewährenden Beträge bis zur Höhe der 
letzteren anzurechnen ſind. ; 

§. 37 

Hat ein Organiſt, Kantor oder Küſter vor dem Inkrafttreten dieſes 
Kirchengeſetzes mindeſtens 10 Jahre ein Kirchenamt in derſelben Kirchengemeinde 
bekleidet, ſo iſt eine Kündigung nicht mehr zuläſſig. 

Für die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Kirchengeſetzes nicht feft an: 
geſtellten Kirchenbeamten läuft die zweijährige Friſt des §. 2 vom Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes ab. 

Soweit ſie vor oder mit Ablauf dieſer Friſt die feſte Anſtellung erlangt 
haben, finden die Beſtimmungen des §. 36 Anwendung. Die ſechsmonatliche 
Friſt beginnt in dieſem Falle mit dem Tage der feſten Anſtellung. 

$. 38, | 

Wird nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes eine Organiſten-, Kantoren- oder 
Küſterſtelle ruhegehaltsberechtigt, ſo finden die Beſtimmungen des F. 27 über die 
Nachzahlungspflicht und des §. 36 Abſ. 2 über die Berechnung der Dienſtzeit 
ſinngemäß Anwendung. Die Friſt des §. 2 Abſ. 5 läuft in dieſem Falle von 
dem Zeitpunkt an, mit welchem die Stelle ruhegehaltsberechtigt geworden iſt. 


§. 39. 

Alle dieſem Kirchengeſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen werden auf⸗ 
gehoben. 

Es bleibt den Kirchengemeinden, beziehungsweiſe den nach Maßgabe des 
Kirchengeſetzes, betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände 
in größeren Orten, vom 17. Mai 1895 (Kirchliches Geſetz- und Verordnungsblatt 
S. 37) gebildeten Verbänden unbenommen, den Organiſten, Kantoren und 
Küſtern ein höheres Ruhegehalt oder eine weitergehende Fürſorge für ihre Hinter— 
bliebenen, beziehungsweiſe eine Erleichterung der ihnen nach dieſem Geſetz ob— 
liegenden Leiſtungen zu gewähren. 

$. 40. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderliche Inſtruktion wird vom 
Evangeliſchen Oberkirchenrath unter Mitwirkung des Generalſynodal-Vorſtandes 
erlaſſen. 

$ AL, 

Die Provinzen Weſtfalen und Rheinprovinz bleiben von den Vorſchriften 

dieſes Geſetzes zunächſt ausgenommen. Die Einführung dieſes Geſetzes erfolgt 
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in dieſen Provinzen, fobald deffen Annahme von beiden Provinzialſynoden oder 
von einer derſelben beſchloſſen wird, durch kirchliche vom Landesherrn zu erlaſſende 
Verordnung, welche in der dem $. 6 der Generalſynodal⸗Ordnung entſprechenden 
Form zu verkündigen iſt. : 

§. 42. 

Der Zeitpunkt, in welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch landes- 
herrliche Verordnung beſtimmt. Durch dieſelbe kann auch der $. 28 zu einem 
anderen Zeitpunkt als die anderen Vorſchriften dieſes Geſetzes in Kraft geſetzt 
werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, den 7. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Barkhauſen. 


(Nr. 10219.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Münden (Hann.). Vom 
23. Juli 1900. l 


Ma Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11 und des Artikels 5 der 
Verordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz⸗ 
Samml. S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vor⸗ 
geſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für den zum Bezirke des Amtsgerichts Münden (Hann.) gehörigen Gee 

meindebezirk Oberſcheden 

am 1. September 1900 beginnen ſoll. 


Berlin, den 23. Juli 1900. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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